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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 8 KN 32/05 B 

 

 

 
.............................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................., 
  

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14/28, 44789 Bochum, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Juli 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 19. Juli 2005 wird als unzulässig 

verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu  

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 19. Juli 2005 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen einen Anspruch 

des Klägers auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit verneint und 

zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt: Der vor dem 2. Januar 1961 geborene Kläger sei 

nicht berufsunfähig. Zwar könne er seinen bisherigen Beruf als Hauer unter Tage nicht mehr 

ausüben; bis zu seiner Abkehr vom Bergbau sei er jedoch auf die Tätigkeit eines Lampenwär-

ters und danach auf die eines Zigarettenautomatenauffüllers zumutbar verweisbar.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich ausschließlich auf die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG).  

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 6. Dezember 2005 genügt nicht den ge-

setzlichen Anforderungen, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Die vom Kläger behauptete grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter 

Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, 

welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb ihre Klärung aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner 

Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine konkrete Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit 

(Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von 

ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) aufzeigen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht 

gerecht.  

 

Zwar ist der Beschwerdebegründung sinngemäß zu entnehmen, dass der Kläger folgende 

Fragen für grundsätzlich bedeutsam hält: 

1. Entscheidet sich die Frage der Verschlossenheit des Arbeitsmarktes auch dann nach 

den allgemeinen Anforderungen einer Tätigkeit, wenn von vornherein feststeht, dass 

die gesundheitlichen Beeinträchtigungen des Betroffenen so groß sind, dass er jene 

nur teilweise erfüllt und daher ein Zugang zum Arbeitsmarkt lediglich auf Grund von 

Sonderregelungen möglich wäre? 

2. Muss ein Gericht die Qualifikation eines Sachverständigen überprüfen, wenn dieser 
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keine fachbezogene Ausbildung absolviert hat? 

 

Die Klärungsbedürftigkeit dieser Fragen ist indes nicht dargelegt.  

 

Klärungsbedürftig ist eine Rechtsfrage nicht, wenn die Antwort darauf von vornherein praktisch 

außer Zweifel steht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 4, 11). Das ist der Fall, wenn zu der aufgewor-

fenen oder einer vergleichbaren Rechtsfrage schon höchstrichterliche Entscheidungen ergan-

gen sind, die ausreichende Anhaltspunkte dafür geben, wie die aufgeworfene Frage zu beant-

worten ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8), es sei denn, die Frage wäre aus besonderen 

Gründen klärungsbedürftig geblieben oder erneut geworden; dazu muss substantiiert vorgetra-

gen werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Hieran fehlt es. 

 

Der Kläger behauptet nicht, dass die oben genannten Rechtsfragen höchstrichterlich noch nicht 

geklärt sind. Zudem lässt sich der Beschwerdebegründung nicht entnehmen, dass er sich be-

müht hat, einschlägige Rechtsprechung - etwa in vorhandenen Entscheidungssammlungen 

oder in der Fachliteratur - ausfindig zu machen und heranzuziehen.  

 

Letztlich macht der Kläger die Unrichtigkeit des Berufungsurteils in der Sache geltend. Hierauf 

kann jedoch ausweislich § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht 

gestützt werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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